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Doppelhaushalt 2009/2010 verabschiedet

Am 2. April hat der Bayerische Landtag 
mit  den Stimmen von CSU und FDP 
den  Doppelhaushalt  2009/2010  ver-
abschiedet. Er hat ein  Volumen von 
40,6 Mrd. Euro (2009) bzw. 41,8 Mrd. 
Euro (2010) und überzeugt durch ziel-
gerichtete Investitionen in die Zukunft. 
So stehen im Jahr  2009  für  öffentli-
che  Investitionen  insgesamt  5,6 
Mrd. Euro zur Verfügung. Gleichzeitig 
setzten wir  zahlreiche Schwerpunkte 
mit nachhaltig positiver Wirkung für 
die Zukunft unseres Landes. 

So schaffen wir  z.B. 2.738 neue Leh-
rerplanstellen und finanzieren mit zu-
sätzlichen 100 Mio. Euro den Ausbau 
der  Ganztagsschulen.  An  den Hoch-
schulen schaffen wir  bis 2011 3.000 
neue Stellen für wissenschaftliches 
Personal; hierfür sind in den nächsten 
beiden  Jahren  knapp  250  Mio.  Euro 
zusätzlich  veranschlagt.  Kinderbe-
treuungsangebote  werden  in  2009 
mit  676  Mio.  Euro,  im  Jahr  darauf 
sogar mit 720 Mio. Euro gefördert. 

Einen  wichtigen  Schwerpunkt  setzen 
wir  auch  im  Bereich  der  Inneren  Si-
cherheit.  So  gibt  es  in  den  Jahren 
2009 und 2010 jeweils 500 zusätzli-
che  Stellen  für  Polizeibeamte und 
insgesamt  rd.  230  neue  Stellen  im 
Justizbereich.  Von  besonderer  Be-
deutung  ist  der  bayerische  Mittel-
standsschirm. In diesem Zusammen-

hang  sind  besonders  die  Fortführung 
der  Regionalförderung auf  hohem Ni-
veau,  die  Aufstockung  des  Mittel-
standskreditsprogramms  und  die  Er-
weiterung  des  Bürgschaftsrahmens 
hervorzuheben. 

Dass  der  kommunale  Finanzaus-
gleich erneut die Rekordmarke von 
insgesamt 6 Mrd. Euro übersteigt, ist 
ein  eindrucksvoller  Beleg  dafür,  dass 
wir  in  der  Stärkung  der  Kommunen 
eine unserer ganz zentralen Aufgaben 
sehen.  Schließlich  unterstützt  der 
Doppelhaushalt  2009/2010 auch die 
bayerischen  Landwirte,  was  sich 
etwa bei der Milchkuhprämie (rund 31 
Mio.  Euro)  oder  mit  Blick auf  die  Er-
leichterungen bei der Agrardieselbe-
steuerung (ca. 67 Mio. Euro) zeigt.

Die CSU-Fraktion hat die Mittelansätze 
in  vielen  wichtigen  Bereichen  weiter 
verstärkt,  z.  B.  in  der  Regionalförde-
rung,  bei  der  Dorferneuerung und im 
Staatsstraßenbau. 

Der Doppelhaushalt 2009/2010 ist ein 
Dokument  mutigen  und  kraftvollen 
Handels,  um gestärkt aus der aktuel-
len globalen Konjunkturkrise hervorzu-
gehen.  Gleichzeitig  haben  wir  es  ge-
schafft, dass der allgemeine Haushalt 
ohne  neue  Schulden  ausgeglichen 
bleibt.
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Bürokratie für Handwerker abbauen

Nach  geltendem  EU-Recht  sind 
Handwerksbetriebe  bei  Fahrzeugen 
über 3,5 t grundsätzlich verpflichtet, 
die  Lenk-  und  Ruhezeiten  aufzu-
zeichnen. Eine Befreiung hiervon gibt 
es nur, wenn sie von ihrem Firmensitz 
aus einen Aktionsradius von 50 Kilo-
metern nicht überschreiten. 

Gerade  in  wirtschaftlich  schwierigen 
Zeiten  müssen sich Handwerksbetrie-
be in vielen Regionen auch weiter ent-

fernt um Aufträge bemühen. Die dann 
daraus  resultierenden  Dokumentati-
onspflichten  stellen  eine  nicht  uner-
hebliche  bürokratische  Belastung 
dar. Deshalb hat die CSU-Fraktion die 
Staatsregierung  in  einem  Dringlich-
keitsantrag aufgefordert,  sich  dafür 
einzusetzen,  dass  die  europarechtlich 
vorgeschriebene  Umkreisbegrenzung 
im Fahrpersonalrecht von 50 auf min-
destens  150  Kilometer  ausgedehnt 
wird. 

Durchlässigkeit des differenzierten Schulsystems weiter erhöhen

Die  Hauptschule ist  eine  wichtige 
Säule des bayerischen Bildungssys-
tems  mit  Anschlussmöglichkeiten. 
Schon  jetzt  gibt  es  für  Hauptschüler 
mehrere Wege, auch den mittleren Bil-
dungsabschluss zu erwerben, etwa die 
M-Züge  an  den  Hauptschulen  und 
Wirtschaftsschulen  oder  im  Rahmen 
der beruflichen Bildung.

Entsprechend  dem  Grundsatz  „Kein 
Abschluss  ohne  Anschluss“ ist  es 
unser  Ziel, noch mehr Schülerinnen 
und Schülern die Chance zu eröffnen 
wohnortnah einen höheren Bildungs-

abschluss zu  erreichen.  Vor  diesem 
Hintergrund  haben  wir  uns  in  einem 
Antrag  dafür  ausgesprochen,  in Mo-
dellversuchen weitere Möglichkeiten 
zu  erproben,  wie  Hauptschulabsol-
venten im Anschluss an den qualifizie-
renden  Hauptschulabschluss  durch 
zusätzliche  schulische  Angebote – 
an  der  Hauptschule,  der  Realschule, 
der Wirtschaftsschule und an solchen 
Standorten, an denen Haupt- und Re-
alschule  kooperieren  –  in  maximal 
zwei Jahren die Mittlere Reife erwer-
ben können.
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Verantwortungsvoller Umgang mit persönlichen Daten im Internet

Gerade Kinder und Jugendliche wer-
den  bei  der  Nutzung  des  Internets 
mitunter dazu verleitet, sensible per-
sönliche Daten und Bilder auf Inter-
netplattformen  zu  veröffentlichen. 
Dabei sind sie sich der  Gefahren, die 
mit  der  dadurch  erzeugten  räumlich 
wie  zeitlich  nahezu  unbeschränkten 
Öffentlichkeit  verbunden  sind,  häufig 
nicht ausreichend bewusst.

Schon  bislang hat  die  Staatsregie-
rung  vielfältige  Maßnahmen unter-
nommen,  um die  Medienkompetenz 
dieser jungen Internetnutzer zu stär-
ken. Dennoch sind aus Sicht der CSU-

Fraktion weitere Anstrengungen not-
wendig.  Deshalb  haben  wir  von  der 
Staatsregierung  verlangt,  die  bereits 
vorhandenen Aktivitäten zur Schulung 
von Kindern und Jugendlichen in Be-
zug auf den Umgang mit persönlichen 
Daten  im  Internet  und  in  mobilen 
Diensten  auszuweiten.  Dazu  soll  ge-
prüft  werden,  wie  die  bestehenden 
Angebote  von  Schulen  und  freien 
Trägern der Kinder- und Jugendhilfe 
sinnvoll  vernetzt  und  weiter  entwi-
ckelt werden können. Parallel hierzu 
sollen  auch  die  Projekte  zur  Stär-
kung der Medienkompetenz von El-
tern weiterentwickelt werden. 

Entwicklung des Klinikums Augsburg

In einem weiteren Antrag hat sich die 
CSU-Fraktion mit der zukünftigen Ge-
staltung  des  Klinikums  Augsburg 
befasst. Dabei haben wir die Staatsre-
gierung  aufgefordert,  die  Umsetzung 
der für das Klinikum Augsburg erarbei-
teten Struktur- und Organisationsunter-
suchung zu unterstützen und mit  den 
Trägern  des  Klinikums  ein  Lösungs-
konzept für die erforderlichen Investiti-
onsmaßnahmen  zu  formulieren.  Au-
ßerdem soll im Rahmen der laufenden 
Generalsanierung die medizinischtech-
nische  Ausstattung  auf  höchstem  Ni-
veau sichergestellt werden. 

Darüber  hinaus  soll  die  Staatsregie-
rung  die  Möglichkeiten  und  einzel-
nen  Realisierungsschritte  auf  dem 

Weg  zu  einer  universitätsmedizini-
schen Einrichtung bis hin zu einem 
Universitätsklinikum in  Augsburg 
darstellen und Kooperationen des Kli-
nikums in Forschung und Lehre mit ge-
eigneten Einrichtungen und Hochschu-
len unterstützen. Deshalb soll auch ge-
prüft  werden,  wie  weit  in  Augsburg 
Lehrstühle  für  Umweltmedizin,  Allge-
meinmedizin, Palliativmedizin sowie für 
medizinische  Fort-  und  Weiterbildung 
eingerichtet werden können.

Schließlich  kommt  es  uns  darauf  an, 
dass  die  für  Augsburg  erforderli-
chen  Maßnahmen  nicht  zu  Lasten 
der  anderen  Hochschulen  und  be-
stehenden Universitätsklinika umge-
setzt werden.
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Kinderlärm kein Grund für Nachbarschaftsklagen

Immer wieder wird in den Medien über 
Fälle berichtet, in denen der von Kin-
dertageseinrichtungen,  Spielplätzen 
und  ähnlichen  Einrichtungen  ausge-
hende Lärm Gegenstand gerichtlicher 
Auseinandersetzung ist. 

Die  CSU-Fraktion  unterstützt  die 
Aussage  von  Bundespräsident 
Horst  Köhler,  dass  Kinderlärm  Zu-
kunftsmusik ist,  und bekräftigt,  dass 
die  von  Kindern  verursachten  Ge-
räusche  unabhängig  von  ihrer  Laut-
stärke nicht mit Verkehrs- oder Indus-
trielärm  gleichgesetzt  werden  dürfen. 

Vor diesem Hintergrund haben wir die 
Staatsregierung  in  einem  Dringlich-
keitsantrag aufgefordert,  über  be-
kanntgewordene Fälle in Bayern zu 
berichten,  in  denen  den  genannten 
Kindereinrichtungen  eine Genehmi-
gung  zur  Errichtung  bzw.  zum Be-
trieb nicht erteilt bzw. entzogen wur-
de, weil lärmschutzrechtliche Belan-
ge Dritter vorrangig Beachtung fan-
den. Erforderlichenfalls wollen wir die 
gesetzlichen Grundlagen so ändern, 
dass  Kinderlärm  kein  Grund  für 
Nachbarschaftsklagen gegen  solche 
Einrichtungen mehr sein kann.

Weitere Maßnahmen und Initiativen

Bericht  über  den  Zustand  der 
Staatsstraßen

Die  Staatsregierung  soll  im  Landtag 
über  den  Zustand  der  Staatsstraßen 
berichten und dabei insbesondere die 
Zustandsentwicklung  des  Staatss-
traßennetzes und den für  die  Erhal-
tung der Staatsstraßen erforderlichen 
Finanzbedarf darstellen.

Elektrifizierung  der  Bahnstrecke 
Hof-Regensburg

Die Bahnstrecke Hof-Regensburg stellt 
einen  wichtigen  Bypass  zur  Verbin-
dung Nürnberg-Bamberg-Hof dar. Des-

halb  haben  wir  die  Staatsregierung 
aufgefordert, sich gegenüber Bund und 
DB AG für die Aufnahme der Elektrifi-
zierung  dieser  Strecke  in  den  vor-
dringlichen  Bedarf  des  Bundesver-
kehrswegeplans einzusetzen. 

Deutlichere Gestaltung der  Rechts-
behelfsbelehrungen bei Hartz IV-Be-
scheiden 

In  einem  Antrag  haben  wir  von  der 
Staatsregierung verlangt, bei der Bun-
desagentur für Arbeit darauf hinzuwir-
ken, die  Rechtsbehelfbelehrung des 
Musterbescheides  für  den  Hartz-IV 
Vollzug  durch  drucktechnische  Her-
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vorhebung so zu gestalten, dass sie für 
die Bürgerinnen und Bürger deutlicher 
erkennbar ist. Damit wollen wir es den 
in der Regel im Rechtsverkehr ungeüb-

ten  Bürgerinnen und Bürgern  erleich-
tern,  die  formellen  Voraussetzungen 
für die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
einzuhalten.
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